Regress: Schuldner- und Gläubigermehrheiten
Die rechtliche Einordnung von Personenmehrheiten richtet sich nach dem Band, welches die einzelnen Mitglieder miteinander verbindet – oder eben nicht. Dies bestimmt sich nach dem Interesse der Beteiligten:
Personenmehrheiten


keine Gemeinsamkeiten

gemeinsames Interesse


gemeinsamer Zweck


     bloße Mehrheit,


       Gemeinschaft,


      Gesellschaft,  

     §420 BGB



       §741 BGB



      §705 BGB


Bloße Mehrheiten




auf Schuldnerseite





auf Gläubigerseite
• Teilschuldner, §420 1.Alt. BGB



• Teilgläubiger, §420 2.Alt. BGB

= jeder Schuldner haftet nur zu seinem



= jeder Gläubiger kann nur seinen Teil

Anteil; kein Innenausgleich erforderlich;
fordern; Innenausgleich nicht erforder-
im Zweifel: Gesamtschuldner, §427 BGB
lich

• Gesamtschuldner, §421 BGB




• Gesamtgläubiger, §428 BGB

= jeder Schuldner haftet im Außenver-



= jeder Gläubiger kann die volle 

hältnis aufs Ganze; Auswahl obliegt dem


Leistung an sich fordern; im Innenver-

Gläubiger; im Innenverhältnis Ausgleich



hältnis Ausgleich über §430 BGB

über §426 BGB

• gemeinschaftliche Schuldner,




• gemeinschaftliche Gläubiger,

keine gesetzliche Regelung!




§432 BGB

= Schuldner haften aus tatsächlichen oder


= jeder Gläubiger kann zwar allein 

rechtlichen Gründen nur gemeinsam;



fordern, aber Leistung erfolgt an alle

Beispiel: Übereignung eines gemeinsamen

Grundstücks; Darbietung durch Gesangsduo
Exkurs: 

Die Verpflichtung und Haftung von Bauherren (Wohnungseigentümern)
Haftung/ Verpflichtung



Errichtungsschulden



Verwaltungsschulden


Grundsatz: im Zweifel §427 BGB


frühere Rspr.:
Vermutung des §427 BGB widerlegt

Vermutung des §427 BGB trifft


durch unzumutbare Belastung der

bei Verwaltungsschulden zu!


einzelnen Bauherren mit Gesamt-



schulden!
• sozialpolitisches Ziel des WEG ist die

• Wohnungseigentümer können


Realisierbarkeit von Wohnungseigentum
Rücklagen für Instandhaltung auf



für finanziell Schwächere


Gemeinschaftskonto bilden

• Vertragspartner erkennt dieses beson-

• finanzielle Belastung überschau-

dere Interesse der einzelnen Bau-

barer und aus der Natur der Sache

herren





zu erwarten

• WEG ist kein rechtsfähiger Personen-


verband

• Baubetreuer verpflichtet die einzelnen

Bauherren nur anteilig nebeneinander und

nicht die Bauherrengemeinschaft als Einheit

• im Innenverhältnis der Bauherrengemeinschaft

kommt Gesellschaftsrecht zur Anwendung, im 

Außenverhältnis hingegen das Recht der Bruch-

teilsgemeinschaft (sog. „Kölner Modell“)

neue Rspr.:

Die WEG ist (teil-)rechtsfähiger Personenverband und kann damit als 




Einheit Vertragspartner sein!

• organschaftliche Struktur der WEG durch Verwalter, Beirat und Wohnungseigentümerversammlung
• keine Differenzierung zwischen Errichtungs- und Verwaltungsschulden




• Besonderheit: keine akzessorische Haftung der einzelnen Eigentümer




neben dem Vermögen der WEG; Haftung nur dann, wenn ausdrücklich



ggü. z.B. dem Baubetreuer vereinbart;



es fehlt an einer dem §128 HGB vergleichbaren Regelung, um die einzelnen



Bauherren akzessorisch mit zu verpflichten.
Die Voraussetzungen und Rechtsfolgen der Gesamtschuld
I. Voraussetzungen:


1.) „Schulden mehrere…“

Mehrere Schuldner haften demselben Gläubiger.


2.) „…eine Leistung…“


Gemeint ist gleiches Leistungsinteresse. 







Begriff wird weit gefasst, d.h. die Ansprüche müssen







z.B. nicht alle auf demselben Rechtsgrund beruhen.

3.) „…jeder aufs Ganze…“
Abgrenzung zur gemeinschaftlichen und zur Teilschuld.


Der Gläubiger kann nach seinem Ermessen jeden der Schuldner voll in Anspruch nehmen.

4.) „…Gläubiger…nur einmal zu

fordern berechtigt…“
Abgrenzung zur kumulativen Schuld.

5.) Gleichstufigkeit (ungeschrie-

benes TB-Merkmal)
Abgrenzung zu §255 BGB, der Stufenverhältnis voraussetzt.

Bei Gesamtschuld gleichstufige Verursachung; Gleichstufigkeit bei mehreren Sicherungsgebern (+)

II. Rechtsfolgen und Wirkungen

1.) §421 BGB:

Gläubiger kann sich Schuldner aussuchen, den er in Anspruch nimmt





(„Paschastellung“)

2.) §§422-424 BGB:
Einwendungen des zahlenden Schuldners gelten auch für die anderen





Schuldner (Katalog der sog. „gesamtwirkenden Tatsachen“)
3.) §425 BGB:
sonstige Tatsachen wirken nur für und gegen den jeweiligen Schuldner, der sie verwirklicht
4.) §426 BGB:
Ausgleichsansprüche im Innenverhältnis:


• §426 I BGB:


eigenständiger Anspruch neben §426 II BGB ohne Möglichkeit, Einwendungen gegen den Gläubiger gegen andere Schuldner zu erheben;


grds. anteilig, es sei denn, etwas anderes wurde vereinbart oder durch Gesetz (§840 II, §254 analog) bestimmt

• §426 II BGB:

cessio legis zugunsten des zahlenden Schuldners und Übergang etwaiger akzessorischer Sicherheiten gem. §§401, 412 BGB („Transportfunktion“); aber: auch Übergang d. Einreden, §404 BGB




• weitere Ausgleichsansprüche im Einzelfall:

aus Vertrag zwischen den Gesamtschuldnern, z.B. (§§677, 683 i.V.m.) §670 BGB; §812 BGB
Verhältnis von §255 BGB und §421 BGB


§255 BGB






§426 I BGB

• Anspruch gegen Eigentümer auf



• (Ausgleichs-)Anspruch im Innenver-

Abtretung der Ansprüche gegen Sekundär-


hältnis der Gesamtschuldner

schädiger; bis dahin ZBR des Schädigers;
(Primarschädiger = der überwiegend Verant-

wortliche)

• nach Abtretung durch den Eigentümer 


• Direktanspruch aus §426 I BGB;

Regressmöglichkeit ggü. anderem Schädiger


Sonderfall: §426 II ist cessio legis
• Abtretung des gesamten Anspruchs; daher


• anteilige Haftung, soweit keine 

teleologische Reduktion erforderlich:



andere Bestimmung vorliegt; hM:

Nur der Sekundärschädiger kann Abtretung


flexible Quote wg. §254 BGB analog

verlangen 






möglich

→ Stufenverhältnis





→ Gleichstufigkeit

Da die Rspr. die Anwendung von §255 BGB generell vermeiden will, legt sie das Merkmal der „Gleichstufigkeit“ bewusst weit aus, um zu einer Gesamtschuld zu gelangen.
Die ratio des §255 BGB, ein „doppeltes Absahnen“ des Geschädigten zu vermeiden, erreicht sie dann über eine Quotelung der Ausgleichsansprüche im Innenverhältnis über §254 BGB analog.
Die gestörte Gesamtschuld
Treten in bestimmten Konstellationen zwei (oder mehrere) Schädiger bzw. Verantwortliche auf, so kann sich die Geltendmachung eines (Personen-)Schadens für den Geschädigten als problematisch herausstellen.

Dies ist der Fall, wenn einer der Schädiger/ Verantwortlichen privilegiert ist.








Schädiger 1 (S1)



Geschädigter (G)








Schädiger 2 (S2)







Privilegierung

Unterschiedliche Lösungsansätze ergeben sich sowohl im Hinblick auf die Art und Weise der Lösung des Problems als auch im Hinblick auf den Grund der Privilegierung.

Lösungsmöglichkeiten bei der gestörten Gesamtschuld

(1) Ablehnung einer Gesamtschuld
Der nicht privilegierte Schädiger muss in voller Höhe für den Schaden einstehen. Eine Regressmöglichkeit scheidet mangels Gesamtschuld aus.


Beispiel
:

Verletzt sich das Kind K auf dem städtischen Spielplatz der S unter leicht fahrlässiger Vernachlässigung der Sorgfaltspflicht durch den Vater V, so ist dieser gem. §1664 BGB privilegiert; er haftet nur milder gem. §277 BGB.

Nach Ansicht der Rspr. kann daher von S kein Regress bei V genommen werden; S muss für den Schaden voll einstehen. Ginge es nach der Lit., so würde hier das Kürzungsmodell Anwendung finden.
(2) Bejahung einer (gestörten) Gesamtschuld

Der nicht privilegierte Schädiger muss zunächst voll für den Schaden einstehen, kann dann aber Regress beim eigentlich (dem Geschädigten gegenüber) privilegierten Schädiger nehmen.


Beispiel:

Stellen sich Mängel an einem Bauwerk heraus, die von zwei Beteiligten Unternehmern verschuldet wurden und ist einer der Unternehmer vertraglich aufgrund eines Haftungsausschlusses privilegiert, so wird von Lit. und BGH eine gestörte Gesamtschuld anerkannt – jedoch unterschiedlich gelöst.
Nach der Rspr. liegt i.E. eine „normale“ Gesamtschuld vor, da der Haftungsausschluss nur im Innenverhältnis von Privilegiertem und Geschädigten greift: Demnach müsste der nicht privilegierte zunächst den ganzen Schaden ersetzen, könnte dann aber Regress bei dem an sich Privilegierten nehmen.

Die Lit. wendet auch hier das Kürzungsmodell an und stützt dies auf den Gedanken, dass der Haftungsausschluss zu Lasten des Geschädigten gehen müsse.

(3) Lösung zu Lasten des Verletzten; Kürzungsmodell

Der Anspruch des Geschädigten gegenüber dem nicht privilegierten Schädiger wird um den Teil gekürzt, den dieser sich eigentlich bei dem privilegierten Schädiger im Wege des Regresses zurückholen könnte.

Ein Ausgleich zwischen den Schädigern ist dann nicht erforderlich.


Beispiel: 
Verletzt sich die Mitarbeiterin A der Firma X aufgrund eines Verschuldens des B, seinerseits Mitarbeiter der Firma Y, so sind X (wegen §104 I SGB VII) und B (wegen § 105 Abs. 1 S. 1 iVm § 106 Abs. 3 3.Alt. SGB VII, sog. Privileg der „Gefahrengemeinschaft“) bzgl. der Haftung auf Schmerzensgeld privilegiert.
Der Anspruch gegen Y aus §§831, 253 II BGB ist nicht ausgeschlossen. Nach hM kann Y dann keinen Regress gegen X nehmen; seine Verpflichtung ist jedoch um das, was er sich eigentlich zurückholen könnte, gekürzt.

(4) Regresskreisel

Der nicht privilegierte Schädiger steht zunächst voll für den Schaden ein. Dann nimmt er Regress beim privilegierten Schädiger, welcher seinerseits aufgrund der Privilegierung im Innenverhältnis auf den Geschädigten zugreift.
Die vorstehenden Lösungsmöglichkeiten werden von Literatur und Rechtssprechung folgendermaßen angewandt:
Privilegierung



wegen eines Haftungsausschlusses



wegen einer Haftungsmilderung


aufgrund eines

aufgrund eines



aufgrund eines

aufgrund e.

Gesetzes

Vertrags



Gesetzes

Vertrags
• allg. Ansicht:

• Rspr.: normale


• Rspr.: gar keine
• allg. Ansicht:
Kürzung

Gesamtschuld



Gesamtschuld

Abwägung im











Einzelfall



• Lit.: Kürzung



• Lit.: Kürzung


Merke:
Eine eindeutige Faustregel, welcher Lösungsansatz der jeweils bessere ist,



gibt es nicht. Es sollte vielmehr im konkreten Einzelfall eine wertende Betrachtung



vorgenommen werden, welche Lösung am ehesten den Parteivereinbarungen



bzw. dem Sinn und Zweck des die Privilegierung anordnenden Gesetzes entspricht!


Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang insbesondere, wer den Umständen



nach die Gefahr tragen soll!
Denkschritte zur Lösung eines Sachverhalts, der auf eine „gestörte Gesamtschuld“ hinweist:
1. Ist nach dem Sachverhalt denkbar, dass mehrere Parteien für eine vertragliche oder deliktische Verbindlichkeit einstehen müssen?

[Existenz einer Mehrheit]

2. Ist einer der Beteiligten aus irgendeinem Grunde privilegiert?

[Frage nach dem „ob“ einer Haftungsprivilegierung]

3. Aus welchem Grund ist der Betreffende privilegiert?

[Frage nach dem „warum“ der Haftungsprivilegierung]

4. Welche Konsequenzen hat dies für die Lösung der Haftungsfrage?

[Grds. der Rspr. oder der Lit. anzuwenden?]

5. Welche konkreten Lösungsmöglichkeiten existieren demnach?

[Verneinung e. Gesamtschuld, Annahme e. normalen Gesamtschuld, Kürzung, Regresskreisel]

� vgl. auch RÜ 2004, S.173.





